Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4332 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 745), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz vom 24, Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 503), wird wie folgt geändert: 

In § 16 Abs. 1 wird dem Satz 2 nach einem Semikolon 
folgender Halbsatz angefügt: 

„für Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden 
(§ 4 Abs. 1 Nr. 4 des Außenwirtschaftsgesetzes) 


darf sie jedoch den Vomhundertsatz bis zu hundert 
festsetzen." 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 10. Juni 1969 


Dr. Müller-Hermann und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 


Druck; Bonner Universitäts-Budidiudcerci, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


Die Mindestreservepolitik der Deutschen Bundes- 
bank dient der Beeinflussung des Geldumlaufs und 
der Kreditgewährung. § 16 in der geltenden Fas- 
sung sieht Höchstsätze für die einzelnen Arten der 
Verbindlichkeiten (30, 20 und 10 v. H.) vor. Diese 
Grenzen wurden festgesetzt, weil es der Bundes- 
bank nicht erlaubt werden sollte, „die von den 
Kreditinstituten angesammelten Einlagen vollstän- 
dig an sich zu ziehen'' (Begründung zu § 12, jetzt 
§ 16 des Regierungsentwurfs, Drucksache 11/2781). 
Diese Begrenzung hat sich bei massiven Zuflüssen 
von Auslandsgeld als unzureichend erwiesen. Es 
hat sich gezeigt, daß es notwendig werden kann, 
einfließendes Auslandsgeld in vollem Umfang zu 
neutralisieren. Die Bundesbank hat bisher versucht, 
einem unerwünschten Zustrom von Auslandsgeld 


durch die Einführung einer 100 Voigen Mindestreser- 
vebelastung auf den Zuwachs an Auslandsverbind- 
lichkeiten zu begegnen. Diese Regelung konnte we- 
gen der geltenden Höchstsätze jedoch nur mit der 
Maßgabe erfolgen, daß die Grenzen für die einzel- 
nen Arten von Verbindlichkeiten insgesamt nicht 
überschritten wurden. 

Durch die vorgesehene Änderung soll die Möglich- 
keit geschaffen werden, die Auslandsverbindlichkei- 
ten der Kreditinstitute stärker zur Mindestreserve 
heranzuziehen. Die Bundesbank wäre dann in der 
Lage, bis zu 100 v. H. des gesamten Bestandes an 
mindestreservepflichtigen Verbindlichkeiten gegen- 
über Gebietsfremden als Mindestreserve zu verlan- 
gen und damit dem inneren Geldkreislauf zu ent- 
ziehen. 
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